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Thema:

Auftakt zum Intensiv-Wahlkampf: Grünes Programm für Oberösterreich

3 Jahre Grüne Gestaltung in Oberösterreich – Jetzt muss auch die Bundespolitik moderner und weltoffener, ökologischer und sozialer werden

Seit drei Jahren arbeiten die Grünen erstmals in einer Regierungskoalition.

In diesen drei Jahren ist es gelungen, eine ganze Reihe grüner Zukunftskonzepte zu starten und umzusetzen. Wichtige Beispiele:

· Oberösterreich ist nach drei Jahren Grüner Regierungsarbeit Europas Modellregion bei der Umsetzung der Energiewende weg von Öl und Atom und hin zu Energieeffizienz und Ökoenergie;

· Oberösterreich ist nach drei Jahren Grüner Regierungsbeteiligung ein Modell für die erfolgreiche Arbeit von Umwelt und Wirtschaft und damit für das Schaffen tausender neuer Arbeitsplätze durch Umweltinvestitionen;

· Oberösterreich ist nach drei Jahren grüner Regierungsbeteiligung Europas Modellregion im Kampf gegen die Gentechnologie;

· Oberösterreich wurde Modellregion für das größte naturnahe Hochwasserschutzprogramm der Landesgeschichte, für eine umfassende Forschungsoffensive mit dem Schwerpunkt Umwelt, für eine Arbeitsmarktoffensive und die engagierte Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit;

· Oberösterreich wurde zur Modellregion durch den Ausbau der Sozialpolitik (plus 150 Millionen Euro in dieser Legislaturperiode für Sozialpolitik sind einzigartig), durch die Verankerung der Barrierefreiheit in der neuen Bauordnung und durch Gender Budgeting.

Aus Wien ist die Grüne Regierungsbeteiligung bei der Umsetzung dieser Zukunftskonzepte immer wieder mit massivem Gegenwind konfrontiert. Die Nationalratswahl am 1. Oktober soll das ändern. Wir brauchen Rückenwind statt Gegenwind für die notwendige Bildungsoffensive, für unsere Energiewende, für die Armutsbekämpfung und für die Gleichstellung von Frauen vor allem auch am Arbeitsmarkt.

Dafür streben Oberösterreichs Grüne eine massive Stärkung dieser Themen durch einen klaren Wahlerfolg, durch die klare Nummer 3 in Oberösterreich und durch das Erreichen eines zweistelligen Wahlergebnisses an.

Menschen in Ober/Österreich durch Grüne Zukunftsprojekte stärken 

Grüne sorgen für Richtungswechsel und Zukunftssicherheit

Die schwarz-blau-orange Regierung ließ viele Menschen im Stich: 

· die Jugendlichen mit schlechter Schulausbildung und fehlendem Lehrplatz

· die StudentInnen in überfüllten Hörsälen und langen Warteschlangen

· die Frauen und AlleinverdienerInnen ohne Jobchancen

· die Menschen mit niedrigen Einkommen

· die Menschen mit schlechten Pensionen

· die pflegebedürftigen Menschen...

Schüssel nützte einigen wenigen: vor allem Erben und den Menschen mit Stiftungsvermögen.

Deshalb muss das schwarz-blau-orange Abenteuer beendet werden. Die Menschen in Österreich haben die Stagnation oder sogar den Rückschritt und die vielen Fehlentwicklungen unter Schwarz-blau-orange satt.

Die Grünen haben daher das Ziel, so stark zu werden, dass es keine schwarz-blau-orange Mehrheit mehr gibt.

Grüne PolitkerInnen verändern Österreich positiv, sie sorgen vor allem wieder für eine anständige politische Kultur ohne Verfassungsbruch und Gefahr einer Wahlwiederholung.

So wie Oberösterreich seit Beginn der Grünen Regierungsbeteiligung vor 36 Monaten, muss auch Österreich moderner und weltoffener, ökologischer und sozialer werden.

Durch eine Energiewende, durch die Armutsbekämpfung, durch die Gleichstellung von Frauen, durch eine Bildungsoffensive und die anderen sechs Reformprojekte.

Moser: „Wir sichern die Zukunft der Menschen durch grünes Wachstum, d.h. eine Umwelt-, Bildungs- und Sozialoffensive!“

Um Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen, muss in eine ökologische Energiewende, in Bildung, Forschung, in öffentliche Infrastruktur und in Soziales investiert werden. Grüne Wachstumspolitik verbessert das Ein/Auskommen der OberösterreicherInnen. Die Grundlage dafür ist eine zukunftsorientierte Bildungspolitik.

Zukunftsprojekt Nr. 1: 

Bildungsland Österreich, die Chancen für unsere Jugend sichern

Die Ergebnisse von PISA weisen für Österreich große Leistungsunterschiede zwischen SchülerInnen aus sozioökonomisch benachteiligten Familien und Kindern höherer Bildungsschichten aus. Der Bildungserfolg darf aus der Sicht der Grünen nicht länger von der sozialen Herkunft abhängig sein. Wir teilen die Meinung der Zukunftskommission, die einen echten Fortschritt nur in der flächendeckenden Einrichtung einer gemeinsamen Schule der 6- bis 15-Jährigen gesehen hätte. Eine gemeinsame Schule, in der die Reformpädagogik Einzug hält, ein umfassendes individuelles Förderangebot sowie ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen würde mit einem Schlag auch das österreichische Nachhilfeunwesen, das die Eltern Millionen kostet, abschaffen.

20 Prozent der Kinder erreichen die Lernziele in Österreich nicht. In Finnland sind es nur 6. 

Ein Programm, damit es auch in Österreich 14 Prozent mehr schaffen:

•
Frühförderung für alle

•
Rechtsanspruch auf Nachmittagsbetreuung und Ganztagsschulen

•
Neugier bewahren – die Fortschritte aller SchulanfängerInnen werden gewürdigt.

Eine maximale KlassenschülerInnenzahl von 25 in den Pflichtschulen wird im Schulunterrichtsgesetz festgelegt. Die sinkenden SchülerInnenzahlen bieten im Pflichtschulbereich genügend Raum für kleinere Klassen.

Die Arbeit in Kleingruppen und im Rahmen von Projekten wird an allen Schulen ausgebaut, Frontalunterricht wird reduziert.

In den Oberstufen wird österreichweit ein Kurssystem eingeführt. 40 Prozent der Gegenstände können gewählt werden, 60 Prozent sind verpflichtend.

Auswirkungen für Oberösterreich:

•
Bereits im Kindergarten sollen durch rechtzeitige Betreuung durch PädagogInnen die Schwächen der Kinder rechtzeitig erkannt und bis zum Schuleintritt ausgeglichen werden.

•
Außerdem sorgt ein Bundesrahmengesetz für die Kinderbetreuung dafür, dass sozial ungerechte Kostenbeiträge gesenkt werden. Familien mit einem Kind zahlen bis zu einem Haushaltseinkommen von 1.700 Euro keine Beiträge, für jedes weitere Kind steigt die Grenze um 250 Euro.

•
Die Zahl der PflichtschullehrerInnen wird trotz zurückgehender              SchülerInnenzahlen solange nicht gekürzt, bis 10 % der LehrerInnen im              Förderbereich arbeiten. Das sichert 1.000 LehrerInnenstellen in den nächsten 8              Jahren. Das ermöglicht Förderung in der Schule statt Nachhilfe zu Hause.

•
Jedes Kind hat nach Reform des Schulorganisationsgesetzes ein Recht auf Nachmittagsbetreuung. Die Eltern können zwischen Nachmittagsbetreuung und Ganztagsschulen wählen, das ermöglicht die Förderung aller SchülerInnen. Dies garantiert den Eltern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Hausaufgaben werden in der Schule erledigt. 

•
Die Adaptierung von Schulgebäuden wird den Gemeinden durch einen Bundesfonds beim Umbau der Schulen für ganztägige Betreuung erleichtert.

In Linz sind 1007 Jugendliche (bis 24 Jahre) von Arbeitslosigkeit betroffen und haben den Schritt gesetzt, sich beim AMS als arbeitssuchend zu melden. Die Politik ist gefordert, die Chancen dieser Jugendlichen zu sichern.

Zukunftprojekt Nr. 2: Energiewende – Sicher Gentechnikfrei!

Die negativen Folgen durch den massiven Einsatz von nicht-erneuerbaren Energieträgern wie Öl, Gas und Kohle bekommen die ÖsterreicherInnen täglich zu spüren. Die Energiekosten explodieren und sowohl die privaten Haushalte als auch die Wirtschaft leiden darunter. Die Folgen des Klimawandels treffen uns alle.

Eine offensive Anti-Temelin-Politik wird nur den Grünen zugetraut.

Durch die Energiewende können tausende neue Arbeitsplätze entstehen und ein massiver Fortschritt für den Klimaschutz verwirklicht werden. Unser Ziel muss es daher sein, in Abstimmung mit dem Wirtschaftsstandort die Energiewende weg von Öl und Atom und hin zu Energieeffizienz, Energiesparen und Ökoenergie möglichst rasch umzusetzen. Hier ist die Regierung gefordert, endlich für ein faires Ökostromgesetz zu sorgen und die Forschungsförderung auf Energieeffizienz und erneuerbare Energieträger zu konzentrieren. 

Eine Energiewende ist auch regionalwirtschaftlich höchst effizient. Der „Landwirt als Energiewirt“ ist ein Programm, das neue Einkommenschancen für die Bäuerinnen und Bauern sichert. Die effiziente Nutzung von Biomasse bedeutet die Durchforstungsreserven im bäuerlichen Kleinwald anzupacken. Einem Holzzuwachs von 31 Millionen Vorratsfestmetern steht derzeit eine Nutzung von knapp 19 Millionen Vorratsfestmetern gegenüber. Aber auch im Bereich Biogas, Windenergie und Photovoltaik sind die Bäuerinnen und Bauern mit im Boot. Besonders relevant ist die Produktion von Biotreibstoffen. Die Herausforderungen bei der Umsetzung bestehen darin, jene Konzepte voranzutreiben, die die höchste Effizienz bei gleichzeitig niedrigstem Ressourcenverbrauch haben. Daher ist eine Forschungsoffensive für erneuerbare Energieträger unabdingbar. Die Grünen schließen im Gegensatz zur ÖVP den Einsatz von Gentechnik auch bei den Energiepflanzen prinzipiell aus. 

Wir fordern daher, dass der Einsatz von gentechnikfreiem Saatgut im Rahmen des neuen Programmes für die ländliche Entwicklung (Agrarumweltprogramm ÖPUL) verbindlich verankert wird. Diese Forderung wurde bereits von mehreren Bundesländern (Burgenland, Steiermark, Kärnten) und auch im Bundesrat mit Mehrheit beschlossen, doch hat sich Landwirtschafts- und Umweltminister Pröll konsequent geweigert, dies ins Programm aufzunehmen.

Zukunftsprojekt Nr. 3: 

Vorrang für Frauen, gleiche Rechte und Chancen für Frauen

Frauen werden in Österreich „mit teurem Geld aus der Arbeitswelt raussubventioniert", kritisierte der Pensionsexperte Bernd Marin in einem Interview. 

Ein wichtiger Grund dafür ist die derzeitige Form des Kindergeldes. Eine WIFO-Studie zeigt, dass das derzeitige Kindergeld den Einstieg der Frauen in den Arbeitsmarkt stark verzögert und damit die Chancen der Frauen weiter sinken. Die Politik der schwarz-blau-orangen Bundesregierung verschlechtert die Situation der Frauen am Arbeitsmarkt! Tatsache ist, dass die Wiedereinstiegschancen von Frauen gesunken sind und die Einkommensschere sich weiter geöffnet hat.

Lichtenecker fordert die Adaptierung des Kindergeldes – Erhöhung des Kindergeldes auf  80% des letzten Einkommens jeweils 8 Monate für Mutter und Vater. 

Lichtenecker betont, dass umfangreiche Maßnahmen im Bereich der Wirtschaft, der Gesellschaft und der Politik gesetzt werden müssen, damit Frauen die gleichen Chancen und Möglichkeiten wie Männer haben.

Die „gläserne Decke“ findet sich noch in vielen Bereichen. Gerade in den großen Unternehmen sind Frauen in den Führungsetagen oder den Aufsichtsräten krass unterrepräsentiert. Daher muss für verstärkte Anreize für Unternehmen, für intensivere Bewusstseinsbildung und wo nötig für gesetzliche Maßnahmen gesorgt werden, die sicherstellen, dass Führungsetagen und Spitzenpositionen für Frauen gleich gut erreichbar werden wie für Männer. 

Arbeitsmarkt: Betriebe fördern, die Frauen fördern

· Die Wirtschaftsförderung wird an eine „Gleichbehandlungs-Bilanz“ geknüpft, bei der Betriebe zuerst unverbindlich, später verpflichtend nach der Gleichstellung von Männern und Frauen in den Punkten Beschäftigung (inkl. Elternkarenz), Besetzung von Spitzenpositionen und Einkommens-gerechtigkeit überprüft werden, um Anreize auf betrieblicher Ebene für eine verstärkte Frauenbeschäftigung und mehr Einkommensgerechtigkeit zu setzen, sofern die beantragte Wirtschaftsförderung eine Mindesthöhe überschreitet.

· Frauenförderung als Kriterium bei der öffentlichen Auftragsvergabe, bei Förderungen, Leistungsvereinbarungen und im öffentlichen Bereich bringt Frauen und frauenfördernden Betrieben einen Vorsprung.

Aktionsprogramm Frauenbeschäftigung – Existenzsichernde Jobs für Frauen

· „Aktionsprogramm Wiedereinstieg für Frauen“: Ein arbeitsmarktpolitisches Paket aus Schulung, Einstiegsberatung und Unterstützung bei der Kinderbetreuung erleichtert die Rückkehr in den Job nach der Kinderpause und sorgt dafür, dass jährlich 15.000 Frauen zusätzlich (zu derzeit rund 33.000) den Wiedereinstieg in eine Standardbeschäftigung schaffen.

· Qualifizierung von Teilzeitbeschäftigungen: Verbesserungen für Teilzeitbeschäftigte, leichteres Wechseln zwischen Vollzeit- und Teilzeitjobs und bessere Aufstiegs- und Qualifizierungschancen für Teilzeitbeschäftigte machen Schluss mit der Tatsache, dass Teilzeit beruflich in die Sackgasse führt.

Frauen an die Spitze – Top-Jobs statt gläserner Decke

· „Top-Jobs für Frauen“: Ein Aktionsprogramm zur Besetzung der Hälfte der von der Regierung zu besetzenden Top-Positionen, vom Burgtheater bis zum Rechnungshof, mit Frauen bringt Frauen gezielt an die Spitze.

· Partnerschaftliche Familienmodelle – Recht auf Kinderbetreuung, bessere Karrierechancen für Mütter

· 8 Monate einkommensabhängiges Karenzgeld (80 % des Einkommens, gedeckelt mit 80 % der sozialversicherungsrechtlichen Höchstbeitrags-grundlage) pro Elternteil fördert besonders auch Väterkarenzen.

· 730 Euro Mindestkarenzgeld für alle schafft eine Basisabsicherung in der Karenz, solange keine umfassende Grundsicherung für alle dies anders regelt

· Teilkarenzen ermöglichen Eltern die flexible Gestaltung von Karenzphasen und den Wiedereinstieg.

Ausbau hochwertiger Kinderbetreuungsplätze

· Die Schaffung von mindestens 5.000 Kinderbetreuungsplätzen pro Jahr, gerade auch für Unter-3-Jährige und in der Nachmittagsbetreuung, sorgt für einen konsequenten Ausbau des Betreuungsangebotes.

Zukunftsprojekt Nr. 4: Raus aus der Armut

800 € Grundsicherung – für alle, die es brauchen

Das Modell der Grünen Grundsicherung ist ein umfassendes Konzept. Die Umsetzung soll daher in Teilschritten erfolgen. Der erste und dringendste Schritt für die nächste Legislaturperiode umfasst Maßnahmen gegen die steigende Armutsgefährdung und gegen die hohe Arbeitslosigkeit.

Phase 1: Einstieg in die Grundsicherung

· Ergänzung der Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung, der Notstandhilfe und der Sozialhilfe durch eine am jeweiligen Bedarf orientierte Grundsicherungsleistung auf 800 Euro (12 x jährlich) oder 690 Euro (14 x jährlich) entsprechend dem Ausgleichszulagenrichtsatz.

· Ein Mindestlohngesetz legt die jährlich zu valorisierende Untergrenze für ein existenzsicherndes Arbeitseinkommen fest. Ein Mindeststundensatz von 7 Euro brutto/Arbeitsstunde hebt das Lohnniveau und verbessert die Existenzsicherung der derzeit 4 Prozent unselbstständig Beschäftigten mit weniger als 7 Euro/Stunde.

· Schaffung von beruflichen Auszeiten für Ausbildung und Qualifikation sowie Sabbaticals: Wer ein Sabbatjahr oder eine Bildungskarenz macht, erhält zumindest Grundsicherung. Darüber hinaus sollen auch Mittel aus der „Abfertigung neu“ herangezogen werden können. Eine Änderung des derzeitigen Abfertigungsmodells erlaubt zukünftig eine Ausbezahlung des Abfertigungsgeldes auch bei einer vorübergehenden Beendigung (Karenzierung) des Beschäftigungsverhältnisses. Die Möglichkeit von Sabbatjahren (insgesamt max. 2 Jahre) und von Bildungsurlaub (insgesamt max. 5 Jahre) im Laufe eines Arbeitslebens schafft mehr Lebensqualität für Berufstätige und bietet neue Chancen für Arbeitssuchende.

· Neuorientierung des Arbeitsmarktservice, das den Arbeitssuchenden eine echte Unterstützung mit aktiver Betreuung und echte Qualifizierungsmaßnahmen mit zertifizierten Abschlüssen anbietet.

· Einrichtung einer weisungsfreien Arbeitslosenanwaltschaft, die die Rechte und Interessen von arbeitslosen Menschen gegenüber den Behörden und dem Gesetzgeber vertritt und somit Mindeststandards an Rechtsberatung und rechtlicher Vertretung in allen für arbeitslose Menschen sozialrechtlich relevanten Angelegenheiten schafft.

Phase 2: Ausweitung der Grundsicherung

· Ausweitung des Grundsicherungsanspruchs auf Einkommen, die nicht existenzsichernd sind. Eine Einschleifregelung zur Anrechnung von Erwerbseinkommen auf die Grundsicherung stellt sicher, dass jede stärkere berufliche Integration sich auch finanziell positiv auswirkt.

· Einstieg in das Grüne Pensionsmodell mit der Schaffung eines einheitlichen Pensionsrechtssystems.

Neben diesen 4 zentralen Zukunftsprojekten sichern die Grünen die Zukunft der Menschen in Ober/Österreich durch weitere Zukunftsprojekte wie „Alles Bio und gentechnikfrei“, Forschungsförderung nach skandinavischem Muster, „Niemanden ausgrenzen“ und „Freiheit statt Bevormundung“.

Mit diesen umfassenden Zukunftsprojekten und stabilen zweistelligen Umfragewerten sorgen die Grünen für Rückenwind aus Wien für den oberösterreichischen Reformkurs und geben den Menschen Perspektiven und Hoffnung in einer Zeit der großen energiepolitischen, klimaschutz- und arbeitsmarktpolitischen  Herausforderungen.
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